Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudcsadie 1996 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. deutsches „Feind"-Vermögen in USA 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, 
um die Regierung der Vereinigten Staaten auf die schwer 
erträgliche Diskriminierung der mit ihr verbündeten Bundes- 
republik Deutschland hinzuweisen, die in der Rückgabe 
rumänischen Eigentums an die „Volksdemokratie" Rumä- 
nien durch das Finanzabkommen vom April 1960 im Gegen- 
satz zur völkerrechtswidrigen Beschlagnahme des deutschen 
Vermögens liegt? 

2. Besteht Anlaß zu der Annahme, daß die Regierung der 
Vereinigten Staaten das feierliche Versprechen des Präsi- 
denten Eisenhower vom 31. Juli 1957, eine „angemessene 
Lösung" für das deutsche Vermögen in den Vereinigten 
Staaten zu finden, die „im Einklang mit der traditionellen 
amerikanischen Politik der Unverletzlidikeit von Privat- 
eigentum, selbst in Kriegszeiten,” steht, verwirklichen wird? 

3. Hat die Bundesregierung die Regierung der Vereinigten 
Staaten auf die Schwierigkeiten hingewiesen, deutsches 
privates Kapital m die Entwicklungsländer zu geben, so- 
lange die Vereinigten Staaten nicht in beispielhafter Weise 
die deutsche Vermögensfrage klären? 


Bonn, den 7. Juli 1960 


Dr. Dehler 

Dr. Mende und Fraktion 
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